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Sehr geehrte Damen und Herren,

erlauben Sie uns zunächst einen Rückblick auf die „steuerlichen Bilder“ des Jahres 2020, welches 
insbesondere durch die Corona-Pandemie geprägt wurde. 
Zur Abmilderung der wirtschaftlichen Folgen wurden auch im Steuerrecht zahlreiche Hilfspakete ge-
schnürt, die kaum noch überschaubar sind. Dabei ist der Steuergesetzgeber, diesmal allerdings auch 
notgedrungen, seinem Motto – wesentliche Änderungen erst kurz vor Weihnachten zu verabschieden 
– treu geblieben, sodass die letzten Änderungen des JStG 2020 für den 18.12.2020 erwartet werden. 
Insbesondere zur kurzfristigen Liquiditätssicherung betroffener Steuerpflichtiger wurden Maßnah-
men ergriffen, wie z.B. zinslose Steuerstundungen. Als absolut taugliches Instrument in diesem Kon-
text stellt sich aus unserer Sicht die Erhöhung des Verlustrücktrags – wenn auch in noch nicht aus-
reichender Höhe – für die Jahre 2020 und 2021 dar. Zu begrüßen sind zudem die zeitlich befristeten 
Regelungen zur Anwendung der degressiven AfA, der Verlängerung der Reinvestitionsfristen des § 6b 
EStG sowie der gebildeten Investitionsabzugsbeträge des § 7g EStG. Daneben wurden die Rückwir-
kungszeiträume des UmwStG für die Jahre 2020 und 2021 verlängert.
Gewerbesteuerlich werden der Freibetrag nach § 8 Nr. 1 GewStG sowie der Ermäßigungsfaktor bei der 
Anrechnung der GewSt auf die ESt dauerhaft erhöht. 
Im Bereich der Umsatzsteuer ist – neben der bis zum 31.12.2020 befristeten Senkung des Umsatz-
steuersatzes – insbesondere die Anwendung des ermäßigten USt-Satzes für die bis zum 30.6.2021 
erbrachten Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen (ausgenommen Getränke) hervorzuheben. 
Für ArbeitnehmerInnen ist die Möglichkeit zur Zahlung eines steuer- und sozialversicherungsfreien 
Corona-Bonus (verlängert bis 30.6.2021) sowie die Steuerfreistellung der Zuschüsse zum Kurzarbei-
tergeld (Achtung: Progressionsvorbehalt) zu nennen. Zudem wird eine zeitlich befristete Einführung 
der  Homeoffice-Pauschale (5 €/Tag; max. 600 €/Jahr; Werbungskostenpauschbetrag beachten!) um-
gesetzt. 
Aufgrund der vorrangigen Hilfsmaßnahmen wurden einzelne Gesetzgebungsaktivitäten, wie insbe-
sondere die unionsrechtlich geforderte Umsetzung der ATAD-Richtlinie sowie die geplante Moderni-
sierung des Körperschaftsteuerrechts, zunächst in die Warteschleife gelegt. Völlig unverständlich in 
diesem Kontext entschied man sich hingegen für eine – für die Praxis des internationalen Steuer-
rechts sehr relevante – Umsetzung der Meldepflichten für grenzüberschreitende Steuergestaltun-
gen grundsätzlich ab dem 1.7.2020. Da hierzu bisher lediglich der Entwurf eines BMF-Schreibens 
vorliegt und Verstöße in Gesamteuropa mit zum Teil extrem hohen Bußgeldern sanktionsbewehrt 
sind, ist die weitere Entwicklung genau zu verfolgen. Ebenso sind die ab 1.1.2021 eintretenden steu-
erlichen Folgen des Brexit zu fokussieren, da insbesondere aus umsatzsteuerlicher Sicht bereits ab 
dem 1.1.2021 relevante Rechtsfolgeänderungen eintreten.
Den Blick nach vorne gerichtet hoffen wir, dass die Pandemie insoweit eingedämmt werden kann, 
dass wir in allen Lebensbereichen eine vernünftige Perspektive erkennen können. Sicher ist, dass 
das Steuerjahr 2021 extrem spannend und herausfordernd wird. Dies insbesondere aufgrund der Tat-
sache der anstehenden Bundestagswahl, der Diskussionen um die Finanzierung der Corona-Hilfs-
maßnahmen sowie der zahlreichen gesetzgeberischen Projekte, die in 2020 bereits angestoßen wur-
den. 
Das Motto des DORNBACH-Teams für 2021 lautet: Wir bleiben für Sie am Ball! 
Wir wünschen Ihnen ein gesegnetes Weihnachtsfest und einen guten Start ins neue Jahr. Bleiben 
oder werden Sie gesund und zuversichtlich!

Mit freundlichen Grüßen

Dr. h.c. Armin Pfirmann   Dr. Chantal Naumann
Steuerberater   Steuerberaterin
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH  
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Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 11.01.20212 14.01.2021 08.01.2021

 11.01.2021 14.01.2021 08.01.2021

 11.01.2021 14.01.2021 08.01.2021

 11.01.20214 14.01.2021 08.01.2021

 15.02.20214 18.02.2021 12.02.2021

 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

 27.01.2021 entfällt entfällt

  Termine Januar 2021 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung 
auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.01.2021, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Bestimmungen zur Inventur   
  am Bilanzstichtag  

Alle Kaufleute, die nach den handelsrecht_
lichen oder steuerlichen Vorschriften 
Bücher führen und im Laufe des Wirt-
schaftsjahrs keine permanente Inventur 
vornehmen, müssen zum Ende des 
Wirtschaftsjahrs Bestandsaufnahmen 
vornehmen (Die Inventurvorschriften 
ergeben sich aus den §§ 240, 241 HGB 
und den §§ 140, 141 AO). Diese sind eine 
Voraussetzung für die Ordnungsmäßigkeit 
der Buchführung des Unternehmens und 
müssen zum Bilanzstichtag erfolgen.

Steuerliche Teilwertabschreibungen kön- 
nen nur bei voraussichtlich dauernder 
Wertminderung vorgenommen werden. 
Diese Voraussetzungen müssen zu jedem 
Bilanzstichtag neu nachgewiesen werden. 
Das ist bei der Inventurdurchführung zu 
berücksichtigen.

Eine Fotoinventur ist nicht zulässig. Auf- 
grund der oft sehr zeitaufwendigen Inven- 
turarbeiten, insbesondere bei den Roh-, 
Hilfs-, und Betriebsstoffen, den Fabrikaten
und Handelswaren, gibt es aber zeitliche 
Erleichterungen für die Inventurarbeiten:

•  Bei der sog. zeitnahen Inventur können 
die Bestandsaufnahmen innerhalb von 
zehn Tagen vor oder nach dem Bilanz-
stichtag stattfinden. Zwischenzeitliche 
Bestandsveränderungen durch Einkäufe 
oder Verkäufe sind anhand von Belegen 
oder Aufzeichnungen zuverlässig 
festzuhalten.

•  Bei der zeitlich verlegten Inventur kön- 
nen die Bestandsaufnahmen innerhalb 
der letzten drei Monate vor oder der 
ersten zwei Monate nach dem Bilanz-
stichtag vorgenommen werden. Diese 
Inventur erfordert eine wertmäßige 
Fortschreibung bzw. eine wertmäßige 
Rückrechnung der durch die Inventur 
ermittelten Bestände zum Bilanzstichtag. 
Eine nur mengenmäßige Fortschreibung 
bzw. Rückrechnung reicht nicht aus. Für 
Bestände, die durch Schwund, Verderb 
und ähnliche Vorgänge unvorhersehbare 

Abgänge erleiden können und für be- 
sonders wertvolle Güter ist nur die Stich- 
tagsinventur zulässig. Zu beachten ist 
ebenfalls, dass Steuervergünstigungen, 
wie das Verbrauchsfolgeverfahren, die 
auf die Zusammensetzung der Bestände 
am Bilanzstichtag abstellen, nicht in 
Anspruch genommen werden können.

•  Bei der sog. Einlagerungsinventur mit 
automatisch gesteuerten Lagersystemen 
(z. B. nicht begehbare Hochregallager) 
erfolgt die Bestandsaufnahme laufend 
mit Ein- und Auslagerung der Ware. So- 
weit Teile des Lagers während des Ge- 
schäftsjahrs nicht bewegt worden sind, 
ist diese Handhabung ggf. mit erhöhtem 
Aufwand verbunden.

•  Das Stichproben-Inventurverfahren 
erlaubt eine Inventur mit Hilfe anerkann-
ter mathematisch statistischer Methoden 
aufgrund von Stichproben. Die Stichpro-
beninventur muss den Aussagewert einer 
konventionellen Inventur haben. Das ist 
der Fall, wenn ein Sicherheitsgrad von 95 
% erreicht und relative Stichprobenfehler 
von 1 % des gesamten Buchwerts nicht 
überschritten werden. Hochwertige Güter 
und Gegenstände, die einem unkontrol-
lierten Schwund unterliegen, sind nicht 
in dieses Verfahren einzubeziehen.

•  Das Festwertverfahren kann auf Sach- 
anlagen und Roh-, Hilfs- und Betriebsstof-
fe angewendet werden. Voraussetzung 
ist, dass die Gegenstände im Gesamt-
wert für das Unternehmen von nachran-
giger Bedeutung sind, sich der Bestand 
in Größe, Zusammensetzung und Wert 
kaum verändert und die Gegenstände 
regelmäßig ersetzt werden. Eine kör- 
perliche Inventur ist bei diesen Gegen-
ständen in der Regel alle drei Jahre oder 
bei wesentlichen Mengenänderungen 
sowie bei Änderung in der Zusammenset-
zung vorzunehmen.

•  Wird das Verfahren der permanenten 
Inventur angewendet, ist darauf zu 
achten, dass bis zum Bilanzstichtag alle 
Vorräte nachweislich einmal aufgenom-
men worden sind.

Bei der Bestandsaufnahme sind alle Wirt- 
schaftsgüter lückenlos und vollständig zu 
erfassen. Die Aufzeichnungen sind so zu 
führen, dass eine spätere Nachprüfung 
möglich ist. Es ist zweckmäßig, die Be- 
standsaufnahmelisten so zu gliedern,  
dass sie den räumlich getrennt gelagerten 
Vorräten entsprechen. Der Lagerort der 
aufgenommenen Wirtschaftsgüter ist zu 
vermerken. Die Bestandsaufnahmelisten 
sind von den aufnehmenden Personen 
abzuzeichnen. Es kann organisatorisch 
notwendig sein, die Bestandsaufnahmen 
durch ansagende Personen und aufschrei-
bende Mitarbeiter vorzunehmen. Inventur-
anweisungen, Aufnahmepläne, Original-
aufzeichnungen und die spätere Rein- 
schrift der Bestandsaufnahmelisten sind 
aufzubewahren.

Fremde Vorräte, z. B. Kommissionswaren 
oder berechnete, vom Kunden noch nicht 
abgeholte Waren oder Fabrikate sind ge- 
trennt zu lagern, um Inventurfehler zu 
vermeiden. Fremdvorräte müssen nur 
erfasst werden, wenn der Eigentümer 
einen Nachweis verlangt. Sie sollten 
jedoch in diesem Fall unter besonderer 
Kennzeichnung aufgenommen werden.

Eigene Vorräte sind immer zu erfassen. 
Das schließt minderwertige und mit Män- 
geln behaftete Vorräte ebenso ein wie 
rollende oder schwimmende Waren. Bei 
unfertigen Erzeugnissen muss zur späteren 
Ermittlung der Herstellungskosten der 
Fertigungsgrad angegeben werden. Dabei 
ist an verlängerte Werkbänke (Fremdbear-
beiter) und die Werkstattinventur zu 
denken.

Alle Forderungen und Verbindlichkeiten 
des Unternehmens sind zu erfassen. Das 
gilt auch für Besitz- und Schuldwechsel. Es 
sind entsprechende Saldenlisten zu er- 
stellen. Bargeld in Haupt- und Nebenkas-
sen ist durch Kassensturz zu ermitteln.
Zur Inventurerleichterung können Hilfsmit-
tel (z. B. Diktiergeräte) verwendet werden. 
Besprochene Tonbänder können gelöscht 
werden, sobald die Angaben in die Inven- 
turlisten übernommen und geprüft worden 
sind.
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Hinweis: In Zweifelsfällen sollte der 
Steuerberater gefragt werden.

  Kaufpreisaufteilung bei   
  Erwerb einer vermieteten   
  Eigentumswohnung  

Die Finanzgerichte dürfen eine vertragliche 
Kaufpreisaufteilung auf Grund und Gebäu- 
de, die die realen Verhältnisse in grund-
sätzlicher Weise verfehlt und wirtschaftlich 
nicht haltbar erscheint, nicht durch die 
nach Maßgabe der Arbeitshilfe des Bun- 
desfinanzministeriums (BMF) ermittelte 
Aufteilung ersetzen. Dies hat der Bundes-
finanzhof (BFH) mit Urteil vom 21.07.2020 
(IX R 26/19) entschieden.

Die Klägerin hat im Jahr 2017 eine (vermie-
tete) Eigentumswohnung in einer Großstadt 
zum Kaufpreis von 110.000 € erworben. 
Nach dem Kaufvertrag sollten davon 
20.000 € auf das Grundstück entfallen. 
Dementsprechend ging die Klägerin für 
Abschreibungszwecke von einem Gebäude-
anteil von rund 82 % aus. Hingegen er- 
mittelte das Finanzamt einen Gebäudean-
teil von rund 31 %. Dabei legte es die vom 
BMF im Internet bereitgestellte „Arbeitshil-
fe zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises 
für ein bebautes Grundstück (Kaufpreisauf-
teilung)“ zugrunde.

Das Finanzgericht (FG) wies die dagegen 
gerichtete Klage ab und sah in der Arbeits- 
hilfe ein geeignetes Wertermittlungsverfah-
ren, um die Marktangemessenheit einer 
vertraglichen Kaufpreisaufteilung widerle-
gen zu können, zugleich aber auch eine 
geeignete Schätzungshilfe.

Dem ist der BFH entgegengetreten. Die 
Arbeitshilfe des BMF gewährleiste die von 
der Rechtsprechung geforderte Aufteilung 
nach den realen Verkehrswerten von Grund 
und Gebäude nicht. Denn die Auswahl der 
zur Verfügung stehenden Bewertungsver-
fahren würde auf das (vereinfachte) Sach- 
wertverfahren verengt. Auch bleibe der vor 
allem in großstädtischen Ballungsräumen 
relevante Orts- oder Regionalisierungsfak-
tor bei der Ermittlung des Gebäudewerts 
unberücksichtigt. Deshalb sei das FG im 

Fall einer streitigen Grundstücksbewertung 
in der Regel gehalten, das Gutachten eines 
öffentlich bestellten und vereidigten Sach- 
verständigen für die Bewertung von Grund- 
stücken einzuholen.

  Keine Steuerermäßigung   
  nach § 35a Abs. 2 EStG für die   
  Reinigung  einer öffentlichen   
  Straße (Fahrbahn) und für in der   
  Werkstatt des Handwerkers   
  erbrachte Arbeiten  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil 
vom 13.05.2020 – VI R 4/18 entschieden, 
dass die Reinigung der Fahrbahn einer 
öffentlichen Straße nicht als haushaltsna-
he Dienstleistung und Handwerkerleistun-
gen, die in einer Werkstatt erbracht wer- 
den, nicht nach § 35a EStG begünstigt 
sind.

Die Klägerin hatte die Ermäßigung der 
tariflichen Einkommensteuer nach § 35a 
EStG bei Aufwendungen für die Straßenrei-
nigung als haushaltsnahe Dienstleistun-
gen sowie für Tischlerarbeiten als Hand- 
werkerleistungen beantragt. Die Straßen-
reinigung wurde von der Kommune als 
öffentliche Aufgabe für die Anlieger durch- 
geführt. Die Kosten hierfür hatten die 
Anlieger anteilig zu tragen. Gegenstand 
der Tischlerarbeiten war die Reparatur 
eines Hoftores, welches ausgebaut, in der 
Tischlerwerkstatt in Stand gesetzt und 
anschließend wieder auf dem Grundstück 
der Klägerin eingebaut worden war.

Anders als zuvor das Finanzgericht, be- 
stätigte der BFH die ablehnende Rechtsauf-
fassung des Finanzamts. Die Tarifermäßi-
gung für haushaltsnahe Dienstleistungen 
und ebenso für Handwerkerleistungen 
setze voraus, dass diese im Haushalt des 
Steuerpflichtigen ausgeübt oder erbracht 
werden. Eine haushaltsnahe Dienstleis-
tung erfordere eine Tätigkeit, die üblicher-
weise von Familienmitgliedern erbracht, in 
unmittelbarem räumlichen Zusammenhang 
zum Haushalt durchgeführt werde und 
dem Haushalt diene. Dies sei, entspre-
chend der bisherigen Rechtsprechung, für 
die Reinigung eines Gehweges noch zu 

bejahen. Die Reinigung der Fahrbahn einer 
Straße könne aber nicht mehr als haus-
wirtschaftliche Verrichtung angesehen 
werden, die den geforderten engen Haus- 
haltsbezug aufweise.

Handwerkerleistungen für Renovierungs-, 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnah-
men seien ebenfalls nur begünstigt, wenn 
sie in unmittelbarem räumlichen Zusam-
menhang zum Haushalt durchgeführt wür- 
den. In der Werkstatt des Handwerkers 
erbrachte Leistung würden zwar für den 
Haushalt aber nicht im Haushalt des 
Steuerpflichtigen erbracht. Die Arbeitskos-
ten des Handwerkers seien daher ggf. im 
Wege der Schätzung in einen nicht be- 
günstigten „Werkstattlohn“ und in einen 
begünstigten „vor Ort Lohn“ aufzuteilen.

  Geleistete Anzahlungen gehören   
  nicht zum Verwaltungsvermögen  

Mit Urteil vom 22. Oktober 2020 (Az. 3 K 
2699/17 F) hat der 3. Senat des Finanzge-
richts Münster entschieden, dass sich auf 
Wirtschaftsgüter des Verwaltungsvermö-
gens geleistete Anzahlungen nicht schäd- 
lich auf die Berechnung der Verwaltungs-
vermögensquote auswirken.

Die Klägerin ist eine GmbH, deren Gesell- 
schafter seinem Sohn im Jahr 2013 einen 
Teilgesellschaftsanteil schenkte. Zum 
Gesellschaftsvermögen gehörten unter 
anderem Beteiligungen an anderen Ka- 
pitalgesellschaften. Eine dieser Gesell-
schaften hatte zum Bewertungsstichtag 
Anzahlungen in Höhe von ca. 3,8 Mio. Euro 
geleistet, die zum größten Teil auf einen 
Verwaltungsneubau entfielen. Das Finanz- 
amt bezog diese Anzahlungen in die Er- 
mittlung des Verwaltungsvermögens ein 
und berechnete die Quote danach mit 
17,76 %. Hiergegen wandte die Klägerin 
ein, dass nur auf Geld gerichtete Forderun-
gen einzubeziehen seien, nicht jedoch ge- 
leistete Anzahlungen. Die Quote betrage 
daher lediglich ca. 4,5 %.

Die Klage hatte Erfolg. Die geleisteten 
Anzahlungen seien – so der 3. Senat  
des Finanzgerichts Münster – nicht als 
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schädliches Verwaltungsvermögen zu 
behandeln. Sie stellten keine „anderen 
Forderungen“ im Sinne von § 13b Abs. 2 
Satz 2 Nr. 4a Satz 1 ErbStG in der für 2013 
gültigen Fassung dar. Hierunter fielen nur 
auf Geld gerichtete Forderungen, wofür der 
Vergleich mit den übrigen in der Norm ge- 
nannten Vermögensposten (Zahlungsmit-
tel, Geschäftsguthaben und Geldforde-
rungen), die ebenfalls auf Geld gerichtet 
seien, spreche. Dieses Ergebnis werde 
auch durch die Entstehungsgeschichte 
und den Zweck des Gesetzes gestützt. 
Nach dem Willen des Gesetzgebers sollten 
insbesondere sog. Cash-Gesellschaften 
verhindert werden, bei denen nicht be- 
günstigte Finanzmittel auf die betriebliche 
Ebene einer Gesellschaft verschoben wer- 
den. Geleistete Anzahlungen verkörperten 
dagegen Sachleistungsansprüche und 
seien damit keine auf Geld gerichteten 
Forderungen. Dass der andere Vertrags-
partner die Anzahlungen im Fall der Nicht- 
erfüllung seiner vertraglichen Pflichten 
ggf. zurückzahlen muss, sei aufgrund des 
für die Schenkungsteuer maßgeblichen 
Stichtagsprinzips nicht zu berücksichtigen.

Der Senat hat die Revision zum Bundes-
finanzhof zugelassen.

  Bemessungsgrundlage für die   
  Grunderwerbsteuer bei Erwerb   
  von Teileigentum  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil 
vom 22.05.2019 entschieden, dass, wenn 
bei Beginn der Auseinandersetzung einer 
grundbesitzenden GbR der Erwerb aller 
Anteile an einer beteiligten Gesellschafter-
GbR, welcher bereits Wohnungs- oder Teil- 
eigentum im Rahmen der Auseinanderset-
zung der grundbesitzenden GbR zugewie-
sen war, und zudem der Erwerber Woh- 
nungs- oder Teileigentum erhält, ein grund-
erwerbsteuerbarer Rechtsvorgang nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 GrEStG vorliegt. Ferner hat der 
BFH entschieden, dass sich in einem sol- 
chen Fall die Grunderwerbsteuer gem. § 8 
Abs. 1 GrEStG nach dem Wert der Gegen-
leistung für den Erwerb der Anteile 
bemisst.

Sachlage im Streitfall 
Der Steuerpflichtige war Gesellschafter 
einer GbR 1, die Eigentümerin eines mit 
einem Mehrfamilienhaus bebauten 
Grundstücks war. Weitere Gesellschafter 
der GbR 1 waren u.a. die GmbH 1 und die 
GmbH 2. Im Rahmen der Auseinanderset-
zung zwischen dem Steuerpflichtigen und 
den beiden GmbHs wurde dem Steuer-
pflichtigen ein Miteigentumsanteil an 
einer Wohnung zugewiesen, an welchem 
die GmbH 1 und die GmbH 2 beteiligt wa- 
ren. Für die Anteile zahlte der Steuerpflich-
tige ein entsprechendes Entgelt. Das zu- 
ständige Finanzamt setzte auf Basis des 
gezahlten Entgelts, also der Gegenleis-
tung, die Grunderwerbsteuer fest. Der 
Steuerpflichtige war jedoch der Auffas-
sung, dass sich die Grunderwerbsteuer 
nicht nach dem Wert der Gegenleistung 
bemesse, sondern gem. § 8 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 GrEStG nach den Grundbesitzwerten, 
da es sich bei dem Erwerb um einen Er- 
werbsvorgang auf gesellschaftsvertragli-
cher Grundlage handle. Das Finanzgericht 
München bestätigte ebenso wie der später 
angerufene BFH die Sichtweise der Finanz- 
verwaltung.

Bemessungsgrundlage der Grund-
erwerbsteuer 
Grundsätzlich unterliegt der Grunderwerb-
steuer gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG ein 
Kaufvertrag oder ein anderes Rechtsge-
schäft, welches den Anspruch auf Über- 
eignung begründet und sich auf ein in- 
ländisches Grundstück bezieht. Bei der 
Auseinandersetzung einer grundbesitzen-
den GbR zum Zweck der Bildung von 
Wohnungs- oder Teileigentum unterliegt 
der Erwerb des Wohnungs- oder Teileigen-
tums der Grunderwerbsteuer. Dabei er- 
halten die Gesellschafter im Rahmen der 
Auseinandersetzung eine von den ge- 
setzlichen Regelungen über die Auseinan-
dersetzung abweichende Vereinbarung 
statt der Anteile am Liquidationserlös der 
GbR über das aufgeteilte Grundstück. 
Dieser Vorgang ist der grunderwerbsteuer-
rechtlich relevante steuerbare Erwerbsvor-
gang.

Allerdings kann dieser Vorgang gem. § 6 
Abs. 2 GrEStG oder § 7 Abs. 2 GrEStG von 
der Steuer befreit sein, soweit das den 
Gesellschaftern übertragene Wohnungs- 
oder Teileigentum rechnerisch deren Anteil 
am Gesamthandsvermögen entspricht und 
sofern die Gesellschafter mehr als fünf 
Jahre an der grundbesitzenden GbR be- 
teiligt waren.

Erwirbt jedoch nach dem Beginn der Aus- 
einandersetzung einer grundbesitzenden 
GbR ein Gesellschafter bzw. Miteigentümer 
oder ein Dritter alle Anteile an einer be- 
teiligten Gesellschafter-GbR und erhält der 
Erwerber aufgrund einer geänderten oder 
neuen Teilungserklärung das der Gesell-
schafter-GbR zugewiesene Wohnungs- 
oder Teileigentum, ist ein grunderwerb-
steuerbarer Rechtsvorgang nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 GrEStG gegeben.

Bemessungsgrundlage ist bei einem 
steuerpflichtigen Erwerb von Wohnungs- 
oder Teileigentum aufgrund eines ge- 
änderten oder neuen Auseinanderset-
zungs- und Teilungsvertrags der Wert der 
Gegenleistung für den Anteilserwerb. 
Dabei hat der BFH klargestellt, dass eine 
Anwendung von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 
3 GrEStG ausscheide, da die Gesellschaf-
terstellung eines Gesellschafters der 
grundbesitzenden GbR nicht vom GrEStG 
berührt oder verändert werde.

Hinweis
Der BFH hat mit diesem Urteil entschieden, 
dass nach Beginn der Auseinandersetzung 
kein Erwerbsvorgang auf gesellschaftsver-
traglicher Grundlage vorliegt und sich die 
Grunderwerbsteuer dementsprechend am 
Wert der Gegenleistung orientiert. Steuer- 
pflichtige sollten diese Rechtsprechung 
bei geplanten Umstrukturierungen bzw. 
Auseinandersetzungen berücksichtigen.

   Verpflegungsmehraufwand und   
  Unterkunftskosten bei Auslands-   
  semester besser absetzbar  

Das Finanzamt muss Kosten für ein Aus- 
landssemester besser anerkennen. Das 
hat der Bundesfinanzhof in einer vom 
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Bund der Steuerzahler unterstützten Mus- 
terklage bestätigt. Danach müssten auch 
Ausgaben für den Verpflegungsmehrauf-
wand und die Unterkunftskosten bei der 
Einkommensteuer berücksichtigt werden.

Die Klägerin nahm nach einer abgeschlos-
senen Ausbildung ein Studium auf, in des- 
sen Verlauf sie zwei Auslandssemester 
absolvierte. In diesen Fällen bleibe die 
inländische Hochschule die erste Tätig-
keitsstätte, sodass Kosten für Unterkunft 
und Verpflegungsmehraufwand im Ausland 
als vorweggenommene Werbungskosten 
steuerlich zu berücksichtigen sind. Der 
Bundesfinanzhof verwies das Verfahren an 
das Finanzgericht zur Klärung der konkre-
ten Höhe der Kosten zurück.

Hinweis: Im entschiedenen Fall schrieb  
die Studienordnung die Auslandssemester 
vor. Dennoch sollten auch Studierende, 
die freiwillig ein Auslandssemester ab- 
solvieren, aber an der deutschen Hoch-
schule eingeschrieben bleiben, die Ent- 
scheidung für sich nutzen, wenn das 
Finanzamt die Ausgaben für Verpflegungs-
mehraufwand und Unterkunft nicht 
anerkennt.

  Sponsoringaufwendungen eines   
  Freiberuflers als Betriebsausgaben    

Ein Abzug von Sponsoringaufwendungen 
als Betriebsausgaben setzt voraus, dass 
der Sponsoringempfänger öffentlichkeits-
wirksam auf das Sponsoring oder die Pro- 
dukte bzw. Dienstleistungen des Sponsors 
hinweist und hierdurch für Außenstehende 
eine konkrete Verbindung zu dem Sponsor 
und seinen Leistungen erkennbar wird. 
Wenn das Sponsoring durch eine Freibe-
rufler-Personengesellschaft erfolgt, liegt 
der erforderliche hinreichende Zusammen-
hang zum Sponsor auch dann vor, wenn 
auf die freiberufliche Tätigkeit und Quali- 
fikation der einzelnen Berufsträger 
hingewiesen wird.

Streitig war hier, ob Aufwendungen der 
Klägerin für Sponsoring und in diesem 
Zusammenhang stehende Darlehens-
zinsen als Betriebsausgaben bei den 

Einkünften aus selbständiger Arbeit ab- 
zugsfähig sind.

Der Bundesfinanzhof gab der Klägerin 
Recht. Zu den Betriebsausgaben gehören 
auch Sponsoringaufwendungen eines 
Freiberuflers zur Förderung von Personen 
oder Organisationen in sportlichen, kul- 
turellen oder ähnlichen gesellschaftlichen 
Bereichen, wenn der Sponsor als Gegen-
leistung wirtschaftliche Vorteile, die ins- 
besondere auch in der Sicherung oder 
Erhöhung des unternehmerischen An- 
sehens liegen können, für sein Unterneh-
men erstrebt oder für Produkte bzw. 
Dienstleistungen seines Unternehmens 
werben will (Bundesfinanzhof, Urteil VIII  
R 28/17 vom 14.07.2020).

  Kind in Ausbildung –   
  Ausbildungsfreibetrag beantragen  

Das Finanzamt gewährt Eltern auch für 
erwachsene Kinder steuerliche Vorteile. 
Wenn Volljährige eine Berufsausbildung 
machen, können Eltern zur Abgeltung des 
entstehenden Sonderbedarfs zusätzlich 
zum Kinderfreibetrag einen Ausbildungs-
freibetrag in Höhe von 924 Euro jährlich 
erhalten. Dafür muss allerdings ein Antrag 
gestellt werden.

Voraussetzung für den Ausbildungsfreibe-
trag ist, dass die Eltern für das Kind Kin- 
dergeld erhalten und das Kind zudem 
auswärtig untergebracht ist. Solange sich 
das Kind in einer Berufsausbildung oder in 
einem Studium befindet, wird Kindergeld 
bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres 
gezahlt.

Bezieher von Kindergeld müssen  
über Ausbildungsabbruch informieren – 
Rückforderung möglich
Eltern erhalten Kindergeld auch für voll- 
jährige Kinder bis zum 25. Lebensjahr, 
wenn das Kind z. B. eine Ausbildung 
absolviert. Wenn die Ausbildung abge-
brochen wird, muss das der Familien-
kasse gemeldet werden.

Eine Mutter hatte für ihre Tochter Kinder-
geld erhalten. Diese unterbrach ihre 

Ausbildung wegen der Geburt eines 
Kindes. Anschließend wurde der Ausbil-
dungsvertrag aufgehoben. Die Tochter 
bekam ein zweites Kind und zog zu Hause 
aus. Diese Änderungen teilte die Mutter 
der Familienkasse allerdings nicht mit. Sie 
bezog weiterhin Kindergeld, das auf die 
Sozialleistungen der Tochter angerechnet 
wurde. Die Familienkasse forderte das 
Kindergeld zurück, als sie feststellte, dass 
kein Anspruch mehr bestand. Die Mutter 
bekam keinen Erlass, da sie ihre Mittei-
lungspflichten verletzt habe.

Der Bundesfinanzhof hielt die Auffassung 
der Familienkasse für rechtmäßig, denn 
die fehlerhafte Auszahlung des Kindergel-
des habe die Mutter verschuldet. Ein Er- 
lass sei auch nicht gerechtfertigt, weil eine 
nachträgliche Korrektur bei den Sozialleis-
tungen nicht mehr möglich sei. Anders 
wäre es, wenn die Behörde fehlerhaft 
gearbeitet oder den Anspruch auf Rück- 
forderung verschuldet hätte, die Eltern 
aber ihrer Mitwirkungspflicht nachkommen 
wären. Dann könnte ein Erlass aus Billig- 
keitsgründen in Betracht kommen (Bun-
desfinanzhof, Urteil III R 16/19 vom 
23.01.2020,).

  Grundfreibetrag und Kindergeld   
   wird für 2021 erhöht  

Der Finanzausschuss im Bundestag hat am 
28. Oktober 2020 das zweite Familienent-
lastungsgesetz beschlossen und dabei 
den steuerlichen Grundfreibetrag für 2021 
im Vergleich zum ursprünglichen Regie-
rungsentwurf nochmals angehoben. 
Außerdem steigt das Kindergeld ab 2021 
um 15 Euro im Monat.

Nach dem Entwurf soll das Kindergeld zum 
1. Januar 2021 für das erste und zweite 
Kind jeweils 219 Euro, für das dritte Kind 
225 Euro und für das vierte und für jedes 
weitere Kind jeweils 250 Euro pro Monat 
betragen. Der steuerliche Kinderfreibetrag 
steigt von 5.172 Euro um 288 Euro auf 
5.460 Euro. Der Freibetrag für den Be-
treuungs-, Erziehungs- oder Ausbildungs-
bedarf eines Kindes wird um ebenfalls  
288 Euro auf 2.928 Euro erhöht, so- 
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dass sich daraus eine Anhebung der zur 
steuerlichen Freistellung des Kinderexis-
tenzminimums dienenden Freibeträge von 
derzeit insgesamt 7.812 Euro um 576 Euro 
auf einen Betrag von insgesamt 8.388 Euro 
ergibt.

Der steuerliche Grundfreibetrag von der- 
zeit 9.408 Euro sollte nach dem Regie-
rungsentwurf auf 9.696 Euro angehoben 
werden. Aufgrund des inzwischen vor- 
liegenden Existenzminimumberichts ho- 
ben die Koalitionsfraktionen den Betrag 
für 2021 um 48 Euro auf 9.744 Euro an. 
2022 steigt der Grundfreibetrag wie ge- 
plant weiter auf 9.984 Euro (Deutscher 
Bundestag, Mitteilung vom 28.10.2020).

  Ermittlung des Gewinns aus der   
  Veräußerung eines zum Betriebs-   
  vermögen gehörenden, aber teil-   
  weise privat genutzten Kfz  

Ein Steuerpflichtiger nutzte einen Pkw, 
den er im Jahr 2008 angeschafft und 
seinem Betriebsvermögen zugeordnet 
hatte, zu 25 % für seine freiberufliche 
Tätigkeit und zu 75 % für private Zwecke.  
Ab dem Jahr 2008 berücksichtigte das 
Finanzamt bei der Einkommensteuerveran-
lagung einerseits antragsgemäß eine Ab- 
schreibung (AfA) für den Pkw. Andererseits 
erfasste es wegen der privaten Nutzung 
des betrieblichen Pkw auch Betriebsein-
nahmen in Höhe von 75 % der für das 
Fahrzeug entstandenen Aufwendungen 
einschließlich der Abschreibung. Der 
steuermindernde Effekt der Abschreibung 
wurde infolge der Besteuerung der Nut- 
zungsentnahme bei wirtschaftlicher Be- 
trachtung teilweise „neutralisiert“, wes- 
halb der Steuerpflichtige, als er das Fahr- 
zeug 2013 nach vollständiger Abschrei-
bung der Anschaffungskosten verkaufte, 
lediglich ein Viertel des Verkaufserlöses 
als Betriebseinnahme ansetzte. Das Fi- 
nanzamt war demgegenüber der Meinung, 
es müsse der volle Verkaufserlös ver-
steuert werden.

Der Bundesfinanzhof bestätigte, dass der 
Veräußerungserlös – trotz vorangegange-
ner Besteuerung der Nutzungsentnahme –

in voller Höhe als Betriebseinnahme zu 
berücksichtigen sei. Er sei weder anteilig 
zu kürzen, noch finde eine gewinnmin-
dernde Korrektur in Höhe der auf die 
private Nutzung entfallenden Abschrei-
bung statt. Die Besteuerung der Privatnut-
zung eines Wirtschaftsgutes des Betriebs-
vermögens in Form der Nutzungsentnahme 
und dessen spätere Veräußerung würden 
zwei unterschiedliche Vorgänge darstellen, 
die getrennt zu betrachten seien (Bundes-
finanzhof, Urteil VIII R 9/18 vom 
16.06.2020).

  Steuerliche Behandlung der   
  Instandhaltungsrücklage für   
  Eigentumswohnungen  

Jeder Eigentümer einer Eigentumswohnung 
bzw. eines Teileigentums kennt die Instand-
haltungsrücklage, weil die Eigentümer zu 
deren Ansammlung nach dem Wohneigen-
tümergesetz (WEG) verpflichtet sind. Der 
Verwalter der Wohnanlage erhebt Beiträge 
zum Ansammeln der Rücklage und verwal- 
tet das Geld für die Eigentümer. Für selbst 
genutzte Eigentumswohnungen hat diese 
Rücklage – bis auf die Zinsen für das Gut- 
haben – keine steuerliche Bedeutung. Wird
die Wohnung aber vermietet, können die 
angesammelten Beiträge als Werbungs-
kosten abgezogen werden. Allerdings nicht 
im Zeitpunkt der Zahlung an den Verwalter, 
sondern erst dann, wenn der Verwalter das 
Geld für Reparaturen ausgibt. Das gezahlte 
Wohngeld ist in diesen Fällen also um die 
Zuführung zur Instandhaltungsrücklage zu 
kürzen und um die tatsächlichen Zahlun-
gen für Reparaturen zu erhöhen. Werden 
aber mit der Instandhaltungsrücklage In- 
vestitionen finanziert, die zu Herstellungs-
kosten führen, z. B. für den Neubau von 
Garagen, Anschaffung von Markisen (wenn 
es vorher keine gab), dann können nur die 
sich daraus erhöhten AfA-Beträge als 
Werbungskosten abgezogen werden.

Wird eine Eigentumswohnung veräußert, 
geht das Guthaben der Instandhaltungs-
rücklage anteilig auf den Erwerber über. 
Dieses Guthaben gehört nicht zu den An- 
schaffungskosten der Wohnung und muss 
infolgedessen vom Kaufpreis vor der 

Aufteilung auf Gebäude und Grund und 
Boden abgezogen werden. Die AfA-Bemes-
sungsgrundlage verringert sich dadurch 
anteilig, aber die späteren Entnahmen aus 
der Rücklage sind für den Erwerber Wer- 
bungskosten bei den Einkünften aus Ver- 
mietung und Verpachtung. Dieser Abzug 
wirkt sich auch auf die Bemessungsgrund-
lage für die Grunderwerbsteuer aus, so- 
dass es sinnvoll ist, das Guthaben im Kauf
vertrag besonders aufzuführen.

Falls der Veräußerer durch den Verkauf 
einen Gewinn erzielt, ist dieser ebenfalls 
um das Guthaben zu verringern. Die Über-
tragung auf den Erwerber führt für den 
Veräußerer nicht mehr zum Werbungskos-
tenabzug.



UPDATE MAGAZINSeite 8

  wpg@dornbach.de · www.dornbach.de 

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, PR- und Marketing-Referentin:
Telefon: +49 261 94 31 - 438
Mail:   lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Rinteln · Saar- 
brücken · Solingen · Wetzlar

  Schenkungsteuer: Urenkel sind   
  keine Enkel  

Eine Urgroßmutter schenkte ihren Ur- 
enkeln eine Immobilie. Ihre Tochter 
(Großmutter der Urenkel) erhielt hieran 
einen Nießbrauch. Die Urenkel machten  
die Freibeträge von 200.000 Euro für 
„Kinder der Kinder“ geltend, während 
Finanzamt und Finanzgericht ihnen nur 
Freibeträge i. H. von 100.000 Euro zu- 
billigten, die das Gesetz für „Abkömm-
linge der Kinder“ vorsieht.

Der Bundesfinanzhof ist der restriktiven 
Sichtweise gefolgt. Das Gesetz differenzie-
re zwischen Kindern und Abkömmlingen. 
Also seien Kinder lediglich Kinder und 
nicht sonstige Abkömmlinge und daher 
seien Kinder der Kinder lediglich Enkelkin-
der. Abkömmlinge in gerader Linie gehören 
zwar unterschiedslos zu der günstigsten 
Steuerklasse I, genießen aber gestaffelte 
Freibeträge. Die entfernteren Abkömmlinge 
gehören zu den „übrigen Personen“ der 
Steuerklasse I mit einem Freibetrag von 
100.000 Euro (Bundesfinanzhof, Be-
schluss II B 39/20 vom 27.07.2020).

  Künstlersozialabgabe   
  steigt 2021 auf 4,4 %  

Zum Entwurf der Künstlersozialabgabe-
Verordnung 2021 hat das Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales am 20. Oktober 
2020 die Ressort- und Verbändebeteili-
gung eingeleitet. Der Abgabesatz zur Küns- 
tlersozialversicherung wird im Jahr 2021 
4,4 % betragen. Trotz des schwierigen 

wirtschaftlichen Hintergrunds gerade für 
die Kultur- und Kreativbranche durch die 
Corona-Pandemie muss der Abgabesatz 
von derzeit 4,2 % nur geringfügig ange-
hoben werden.

Über die Künstlersozialversicherung wer- 
den derzeit mehr als 190.000 selbständige 
Künstler und Publizisten als Pflichtver-
sicherte in den Schutz der gesetzlichen 
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung 
einbezogen. Die selbständigen Künstler 
und Publizisten tragen, wie abhängig be- 
schäftigte Arbeitnehmer, die Hälfte ihrer 
Sozialversicherungsbeiträge. Die andere 
Beitragshälfte wird durch einen Bundeszu-
schuss (20 %) und durch die Künstlersozi-
alabgabe der Unternehmen (30 %), die 
künstlerische und publizistische Leistun-
gen verwerten, finanziert. Die Künstlerso-
zialabgabe wird als Umlage erhoben. Der 
Abgabesatz wird jährlich für das jeweils 
folgende Kalenderjahr festgelegt. Bemes-
sungsgrundlage sind alle in einem Kalen- 
derjahr an selbständige Künstler und Pub- 
lizisten gezahlten Entgelte (vgl. Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales, Presse-
mitteilung vom 20.10.2020).

  Gesetzlicher Mindestlohn steigt   
  zum 1. Januar 2021 auf 9,50 Euro  

Wie die Bundesregierung am 28. Oktober 
2020 mitteilte, wird der gesetzliche Min- 
destlohn bis zum 1. Juli 2022 auf 10,45 
Euro brutto je Stunde erhöht. Das Bundes-
kabinett hat die vom Bundesminister für 
Arbeit und Soziales vorgelegte Dritte Ver- 
ordnung zur Anpassung der Höhe des 

gesetzlichen Mindestlohns beschlossen. 
Die Erhöhung des Mindestlohns von der- 
zeit 9,35 Euro brutto je Zeitstunde erfolgt 
in vier Stufen:

  • zum 1. Januar 2021 auf 9,50 Euro

  • zum 1. Juli 2021 auf 9,60 Euro

  • zum 1. Januar 2022 auf 9,82 Euro

  • zum 1. Juli 2022 auf 10,45 Euro


